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Unzulässig sind Betriebe und Anlagen mit ähnlichem Immissionsgrad wie sie im Bebauungsplan 
entsprechend der Abstandsliste 1990 (in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.11.1994 (MBI.NW 
Nr. 72)) unter der lfd. Nr. (Abstandsklasse) aufgeführt sind.

* *

*

*

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634).

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 I S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV NRW S. 421).

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S.2585), 
in der zuletzt geänderten Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 11.2016 
(GV. NRW. S. 934), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013
(BGBl. I S. 1274), in der zuletzt geänderten Fassung.

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.05.2017 
(BGBl. I S. 1440), in der zuletzt geänderten Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN

Stand: Alt Stand: Neu

Geschoßflächenzahl1,2

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO

Gewerbegebiete, siehe textliche Festsetzungen Nr. 1 GE

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 21 BauNVO

Grundflächenzahl0,7

Maximale Baukörperhöhe bezogen auf Oberkante zugeordnete 
Erschließungsanlage nach Angabe der Gemeinde, siehe textliche 
Festsetzung Nr. 3

H max: 

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO

Abweichende Bauweise, siehe textliche Festsetzung Nr. 4a

Baugrenze

FLÄCHE ZUR ANPFLANZUNG, PFLANZ- UND ERHALTUNGSBINDUNG 
gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Flächen zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
gem § 9 (7) BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen gem. § 16 (5) BauNVO

BESTANDSDARSTELLUNGEN, HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
gem. § 9 (6) BauGB

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer45

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

Zahl der Vollgeschosse - als HöchstmaßII

* vorhandenes Gebäude, nicht katasteramtlich eingemessen

30 kV - Leitung, siehe Hinweis Nr. 6

FÜR DIE 16. VEREINFACHTE ÄNDERUNG
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 16. vereinfachten Änderung

ERLÄUTERUNGEN

1 Erweiterung der überbaubaren Flächen

2 Aufgabe / Reduzierung von „Flächen zur Anpflanzung von bodenständigen 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“

3 Aufnahme der textlichen Festsetzung 3 e) zur Überschreitung der festgesetzten 
Grundflächenzahl (GRZ)

4 Aufnahme der textlichen Festsetzung 10 d) zur Zuordnung der externen 
Ausgleichmaßnahmen gem. § 9 (1a) BauGB

5 Änderung des Hinweises 4) zum Denkmalschutz 

6 Aufnahme des Hinweises 12) zum allgemeinen Artenschutz
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16. VEREINFACHTE ÄNDERUNG

Bereich der 16. vereinfachten Änderung

ÄNDERUNGSVERFAHREN
Der Umwelt- und Planungsausschuss des Rates der Gemeinde Ostbevern hat am __ . __ . ____ gem.
§ 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches die 16. vereinfachte Änderung dieses Bebauungsplanes beschlossen. Es 
handelt sich um ein vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB. 
Dieser Beschluss ist am __ . __ . ____ ortsüblich bekannt gemacht worden.
Ostbevern, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

Der Umwelt- und Planungsausschuss des Rates der Gemeinde hat am __ . __ . ____ beschlossen gem.
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB der betroffenen Öffentlichkeit und den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme zur 16. Änderung des Bebauungsplanes zu 
geben.
Ostbevern, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wurde die betroffene Öffentlichkeit in der Zeit vom __ . __ . ____ 
bis __ . __ . ____ einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.
Ostbevern, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB wurden die berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
in der Zeit vom __ . __ . ____ bis __ . __ . ____ einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.
Ostbevern, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde hat am__ . __ . ____ gem. § 10 des Baugesetzbuches diese 16. vereinfachte 
Änderung des Bebauungsplan als Satzung beschlossen. 
Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.
Ostbevern, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist der Beschluss der 16. Änderung des Bebauungsplanes 
am __ . __ . ____  ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft getreten.
Ostbevern, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister
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Textliche Festsetzungen für die 16. Vereinfachte Änderung

3) Gem. § 16 (2) und (6) BauNVO i.V.m.  § 9 (2) BauGB 

e) In dem festgesetzten Gewerbegebiet ist gemäß § 19 (4) BauNVO eine Überschreitung der 
höchstzulässigen Grundflächenzahl (GRZ) für Nebenanlagen, Lagerflächen, Stellplätze mit ihren 
Zufahrten und sonstige betriebliche Verkehrsflächen bis zu einer GRZ von 0,9 zulässig.

10. Externe Ausgleichsflächen gem. § 9 (1a) BauGB

d) Das mit der 16. Änderung verbundene Biotopwertdefizit wird auf einer externen Fläche im Ökopool 
„Ostbevern“ kompensiert. Diese externen Ausgleichsmaßnahmen bzw. -flächen werden dem mit den 
Änderungspunkten 2 und 3 verbundenen Eingriff entsprechend dem erforderlichen Ausgleichsbedarf 
anteilmäßig als Ausgleichsmaßnahme bzw. -flächen zugeordnet.

Hinweise

4) Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. 
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen 
Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Gemeinde Ostbevern und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Münster (Tel. 0251/591 8911), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Bodendenkmal 
und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu 
belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die 
sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die 
Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem 
Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur 
sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung 
weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 
Denkmalschutzgesetz NW).

12) Im Sinne des allgemeinen Artenschutzes gem. § 39 BNatSchG ist eine Entfernung von Grünstrukturen 
außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten, d. h. im Zeitraum vom 01.10. bis zum 28.02. eines jeden 
Jahres, durchzuführen.

*
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Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Normen) 
können im Rathaus der Gemeinde Ostbevern, Fachbereich Planen und Bauen eingesehen werden.

11)

*
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